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Abschussplan Rehwild
soll bleiben
Mitgliederversammlung des RVEJ in Bonn-Röttgen

Gut, ja sehr gut besucht war die Mitglieder-
versammlung des Rheinischen Verbandes
der Eigenjagdbesitzer und Jagdgenossen-
schaften (RVEJ) am Dienstag vergangener
Woche in Bonn-Röttgen. Und diese große
Resonanz kam nicht von ungefähr, denn
zwei interessante Themen standen auf dem
Programm. Unter anderem sollten die RVEJ-
Mitglieder abstimmen über eine Abschaf-
fung oder Beibehaltung der Rehwildab-
schussplanung. Außerdem war ein Vertreter
des Düsseldorfer Landwirtschaftsministeri-
ums angekündigt, der interessante Aussa-
gen der neuen Landesregierung rund um
das Thema Jagd erwarten ließ.

Soll die Rehwildabschussplanung bleiben
oder abgeschafftwerden?Diese Frage stand
im Mittelpunkt der RVEJ-Mitgliederver-
sammlung. „Uns liegt eine Anfrage des
Düsseldorfer Ministeriums vor, wie sich der
RVEJ zu dieser Frage stellt“, erläuterte der
RVEJ-Vorsitzende Antonius von Boeselager.
Zurzeit läuft in Nordrhein-Westfalen im
Rhein-Sieg-Kreis und im Hochsauerland-
Kreis ein Pilotprogramm, bei denen der Ab-
schuss für Rehwild ausgesetzt ist.

In Form eines Rollenspiels wurden den RVEJ-
Mitgliedern die Gründe jeweils für und ge-
gen die Abschaffung der Rehwildabschuss-

planung vorgestellt. Den Part für die Ab-
schaffung übernahm Markus Wolff, Leiter
des Stadtforstamtes Remscheid. „Der Ab-
schlussplan für Rehwild ist ein gnadenloser
Papiertiger“, stellte er fest. Das Verfahren
sei viel zu bürokratisch, ineffektiv und darü-
ber hinaus auch teuer. Die Grundbesitzer-
interessen würden dabei nicht berücksich-
tigt. Der eigentliche Grundbesitzer würde
zwar am Abschussplan beteiligt, die Ent-
scheidung treffe jedoch letztlich die Mehr-
heit der Jägerschaft als Vertreter im Jagdbei-
rat. Außerdem sei die Abschussermittlung
eine Rechnung nur mit Unbekannten. Die
Grundformel zur Abschussrechnung lautet
dabei: Ausgangsbestand + Zuwachs – Ab-
schuss – Fallwild. „Das Geschlechter- und
Altersverhältnis der Tiere wird hierbei gar
nicht berücksichtigt“, betonte Wolff.

Nach seiner Auffassung ist die Waldvegeta-
tion der entscheidende Faktor, der letztlich
Aufschluss über die Höhe der Rehwildpopu-
lation gibt. „Aber dieser einzige untrügliche
Weiser wird nicht angemessen berücksich-
tigt“, kritisierte der Forstamtsleiter. An eine
Abschaffung der bisherigen Rehwildab-
schussplanung geht daher seiner Meinung
nach keinWeg vorbei. Als Alternative schlug
er regelmäßige Revierbegehungen zwi-
schen Inhaber des Jagdrechts, sprichGrund-
eigentümer beziehungsweise Jagdgenos-
senschaft, und den Jagdausübungsberech-
tigten vor. DieVerbissbelastung sollte dabei
gemeinsam begutachtet werden und die
Abschusszahlen entsprechend festgelegt
werden. „Ist der Rehwildbestand zu groß
ist, muss vermehrt Rehwild erlegt werden

und umgekehrt“, betonte Wolf. Dafür brau-
che man keinen Abschussplan. Die Beja-
gung von Schwarzwild, Fasanen und Reb-
hühnern erfolge auch ohne Abschussplan.
„Und dies dürfte auch beim Rehwild prob-
lemlos funktionieren“, betonte Wolff ab-
schließend.

Argumente für die Beibehaltung der Rehwild-
abschussplanung lieferte Antonius von Boe-
selager. „Der Abschussplan ist das zentrale
Medium, das einen Interessensausgleich
herbeiführen soll zwischen Pächter des Re-
viers, Grundeigentümer und dem regionalen
Wildlebensraum, vertreten durch die Untere
Jagdbehörde“, erläuterte der RVEJ-Vorsitzen-
de. Er wies in diesem Zusammenhang auf
die unterschiedlichen Interessen von Jäger,
Grundeigentümer und Jagdpächter hin. Die
Jäger wollten einen ausreichenden Wildbe-
stand, die Grundeigentümer wenige Wild-
schäden an Forst- und Feldkulturen und die
Jagdgenossen vor allen Dingen eine hohe
Jagdpacht. Auf Grund dieser verschiedenen
Interessenslage spricht nach Aussagen des
RVEJ-Vorsitzenden eine Menge für die Beibe-
haltung des Abschussplanes im Interesse
der Jagdgenossenschaft. Der Abschussplan
sei für die Jäger eine Sollvorgabe, an den
man ihn erinnern könne. Eine Überhege sei
dadurch eigentlich nicht möglich. „Der Ab-
schussplan stellt auch keine Einengung des

Der Jäger ermittelt im Frühjahr den Wild-
bestand, dann stellt er einen Abschluss-
plan auf, der für insgesamt drei Jahre
gelten soll. Durch den Vorstand der Jagd-
genossenschaft muss der Abschussplan
gegengezeichnet werden. Anschließend
gelangt er dann zur Beratung in den
Jagdbeirat. Die Genehmigung schließ-
lich erfolgt durch die Jagdbehörde bezie-
hungsweise Kreisverwaltung.

So funktioniert der
Abschussplan Rehwild

Waren rundum zufrieden mit der Mitgliederver-
sammlung (v.l.n.r): Markus Wolff, Leiter des Stadt-
forstamts Remscheid, RVEJ-Geschäftsführer Robert
Schmitz, der RVEJ-Vorsitzende Antonius von Boese-
lager sowie die RVEJ-Vorstandsmitglieder Horst Dür-
holt, Helmut Joest und Bernhard Conzen.

Für oder gegen die Beibehaltung des Abschusspla-
nes: Antonius von Boeselager (l.) und Markus Wolff
bei der Abstimmung auf der RVEJ-Mitgliederver-
sammlung.
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Heftige Kritik an der grün-roten Minder-
heitsregierung üben der Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion im Umweltausschuss,
Rainer Deppe, und seine Landtagskollegin
Christina Schulze-Föcking. Unter dem
Deckmantel der „Ökologisierung aller Le-
bensbereiche“ plant die Landesregierung
offenbar eine vollständige Umkehr des
Jagdrechts, beklagen die beiden CDU-
Landtagsabgeordneten. Deppe: „Es ist
ganz offensichtlich, dass Umweltminister

Remmel das bewährte Miteinander von Jä-
gern auf der einen Seite und Jagdrechtsin-
habern auf der anderen Seite stören, wenn
nicht gar zerstören will. Statt dessen will
Remmel allen Beteiligten das staatliche
Gängelband anlegen.“

Dies ist die Schlussfolgerung, die Deppe
und Schulze-Föcking aus der Antwort des
Umweltministeriums auf eine Kleine An-
frage schließen. In dieser Kleinen Anfrage
hatte Schulze Föcking von der Landesre-
gierung Auskunft über die von der Lan-
desregierung angekündigte Novellierung
des Jagdrechtes verlangt. Wie schon bei
der von Remmel beabsichtigten Wieder-
einführung der Jagdsteuer bestätige der
grüne Minister einmal mehr sein massi-
ves Misstrauen gegen alle, die seit Jahr-
zehnten unsere Natur und Kulturland-
schaft pflegen und in Ordnung halten.
Deppe und Schulze Föcking kündigten da-
gegen den massiven Widerstand der CDU-

Landtagsfraktion gemeinsam mit den Be-
troffenen an.

Schulze-Föcking: „Wie wenig Sachverstand
die grün-rote Minderheitsregierung hat und
wie ideologisch sie vorgeht, macht die Ant-
wort auf die Kleine Anfrage sehr deutlich.
Da behauptet der Minister zunächst, es
gebe überhöhte Schalenwildbestände, und
verweist auf Schäden durch Wild. Wenige
Zeilen später fordert er ein neues Jagdrecht,
das dieWildbestände sowenig wiemöglich
manipuliere. Die Jagd solle auf ein Mini-
mum reduziert werden. Beides passt nicht
zusammen. Im Übrigen verwahre ich mich
ganz klar gegen den Vorwurf, die Jäger ver-
nachlässigten ihre Aufgaben. Jäger leisten
eine gute und für die Allgemeinheit unver-
zichtbare Aufgabe“. Die beiden Christde-
mokraten fordern den NRW-Umweltminister
zu einen unvoreingenommen Dialog auf
und empfehlen ihm, den Sachverstand der
Praktiker zu nutzen. Q

Landesregierung nimmt Jäger aufs Korn

Rainer Deppe Christina Schulte-Föcking

Jägers dar. Innerhalb der drei Jahre, die der
Abschussplan gilt, kann der Jäger bei Bedarf
den Plan durch Nachbeantragung aufsto-
cken“, betonte der Vorsitzende. Der Ab-
schussplan biete der Jagdgenossenschaft
innerhalb der Pachtzeit eine Einwirkungs-
möglichkeit auf den Jagdpächter und den
Wildbestand. Boeselager wies ebenfalls dar-
auf hin, dass der Rehwildabschussplan ein
wesentliches Kriterium bei der Verpachtung
der Jagden darstelle. Wald- und Feldreviere,
die im Abschussplan Rehwild enthielten,
würden wirtschaftlich erheblich aufgewer-
tet.

Der RVEJ-Vorsitzende erläuterte weiterhin,
dass sich die neue nordrhein-westfälische
Landesregierung eine nachhaltige Jagd auf
ihre Fahnen geschrieben habe. „Mit dem Ab-
schussplan Rehwild können wir dokumentie-
ren, dass wir Rehwild nicht planlos abschie-
ßen, sondern zuerst eine Bestandsaufnahme
des Wildbestandes machen. Der Abschuss-
plan ist ein modernes Wildmanagement zur
nachhaltigenNutzung“, betonte Boeselager.
Seiner Auffassung bedeutet die Abschaffung
des Abschussplanes lediglich eine Entlas-
tung für die Eigenjagdbesitzer, obwohl der
Verwaltungsaufwand für den Plan nur alle
drei Jahre anfalle. „Die Eigenjagdbesitzer
sind eigentlich nur aus Bequemlichkeit für
die Abschaffung“, stellte der RVEJ-Vorsitzen-
de abschließend fest.

Die Abstimmung über die Abschaffung oder
Beibehaltung des Abschussplanes fiel ein-
deutig aus. Mit großer Mehrheit plädierten

die RVEJ-Mitglieder für eine Beibehaltung
des Abschussplanes. Insbesondere aus
Sicht der Jagdgenossenschaften mache die
Beibehaltung dabei Sinn. Häufig seien die
Mitglieder der Jagdgenossenschaften keine

Jäger und der Abschussplan biete dabei
eine gute Entlastung für die Arbeit der Jagd-
genossenschaften, hieß es hierzu auf der
Mitgliederversammlung.

Die Position der neuen rot-grünen Landes-
regierung zur Jagd stellte Dr. Martin Woike,
Abteilungsleiter im Düsseldorfer Landwirt-
schaftsministerium, auf der RVEJ-Mitglie-
derversammlung vor. Und er räumte dabei

gleich zu Beginn mit einem Vorurteil auf.
Bündnis-Grüne und Lodengrüne seien sich
nicht grün, hieß es in der Presse immer wie-
der. Dabei würden blanke Horrorszenarien
entwickelt, als ob Grüne, Tierschützer und
Naturschützer die Abschaffung der Jagd
schlechthin forderten. „Aber die Grünen
sind nicht gegen die Jagd“, betonte Woike.
Dennoch wird man sich in Nordrhein-Westfa-
len auf Änderungen beim Jagdrecht einstel-
len müssen. Wie der Ministeriumsvertreter
erläuterte, soll das Landesjagdgesetz novel-
liertwerden. „Aber dasbraucht nochZeit und
hierzu bedarf es noch einer intensiven Dis-
kussion“, betonte Woike. Insbesondere Tier-
schutzaspekte dürften im Landesjagdgesetz
verstärkt verankert werden und damit dürf-
ten Veränderungen unter anderem bei der
Niederwildjagd auf die Jäger zukommen.

Und darüber hinaus plant die neue Landes-
regierung, wie bereits bekannt, die Wieder-
einführung der Jagdsteuer. „Grund hierfür
ist die finanzielle Misere der Kommunen.
Die Wiedereinführung der Jagdsteuer ist al-
lerdings nicht flächendeckend vorgesehen,
sondern die Kreise sollen entscheiden“, er-
läuterte Woike. Er könne sich gut vorstellen,
dassdort, wodieZusammenarbeit zwischen
Jägerschaft und Kommunen auf den Sekto-
ren Entsorgung von Verkehrsunfallwild, Na-
turschutz und Umweltbildung gut klappe,
auf die Erhebung der Jagdsteuer verzichtet
werde. Zur Wiedereinführung müsse das
Kommunalabgabengesetz geändert wer-
den. Ein Fahrplan für das Gesetzgebungs-
verfahren liege jedoch noch nicht vor. el

Informierte die RVEJ-Mitglieder über die Planungen
der neuen Landesregierung zum Jagdrecht. Dr. Mar-
tin Woike, Abteilungsleiter Forsten und Naturschutz
aus dem Düsseldorfer Landwirtschaftsministerium.
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